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 JUSLINE Entscheidung
 Veröffentlicht am 20.07.2017

Entscheidungsdatum

20.07.2017
Norm

AsylG 2005 §5
BFA-VG §16 Abs1
B-VG Art.133 Abs4

1. AsylG 2005 § 5 heute
2. AsylG 2005 § 5 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026
3. AsylG 2005 § 5 gültig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 § 5 gültig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. BFA-VG § 16 heute
2. BFA-VG § 16 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026
3. BFA-VG § 16 gültig von 01.09.2018 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 56/2018
4. BFA-VG § 16 gültig von 17.10.2017 bis 31.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 140/2017
5. BFA-VG § 16 gültig von 21.05.2016 bis 16.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016
6. BFA-VG § 16 gültig von 01.04.2016 bis 20.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 17/2016
7. BFA-VG § 16 gültig von 20.07.2015 bis 31.03.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015
8. BFA-VG § 16 gültig von 19.06.2015 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015
9. BFA-VG § 16 gültig von 01.01.2014 bis 18.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

10. BFA-VG § 16 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

W242 2159431-1/6E

BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschließt durch den Richter Mag. Heumayr als Einzelrichter im Verfahren
über die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA XXXX, vertreten durch den XXXX, gegen den Bescheid des
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, vom XXXX, Zl. XXXXDas Bundesverwaltungsgericht beschließt
durch den Richter Mag. Heumayr als Einzelrichter im Verfahren über die Beschwerde des römisch 40 , geb.
römisch 40 , StA römisch 40 , vertreten durch den römisch 40 , gegen den Bescheid des Bundesamtes für
Fremdenwesen und Asyl, vom römisch 40 , Zl. römisch 40

I.) Die Beschwerde wird gemäß § 16 Abs. 1 BFA-VG  als verspätet zurückgewiesen.römisch eins.) Die
Beschwerde wird gemäß Paragraph 16, Absatz eins, BFA-VG als verspätet zurückgewiesen.

II.) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.römisch zwei.) Die Revision ist gemäß Artikel
133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdeführer stellte am XXXX den verfahrensgegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz,
welcher mit dem angefochtenen Bescheid als unzulässig zurückgewiesen wurde. Gleichzeitig wurde
festgestellt, dass Polen für die Prüfung des Antrages zuständig sei und wurde auch eine Anordnung zur
Außerlandesbringung erlassen, sowie festgestellt, dass die Abschiebung nach Polen zulässig sei.Der
Beschwerdeführer stellte am römisch 40 den verfahrensgegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz,
welcher mit dem angefochtenen Bescheid als unzulässig zurückgewiesen wurde. Gleichzeitig wurde
festgestellt, dass Polen für die Prüfung des Antrages zuständig sei und wurde auch eine Anordnung zur
Außerlandesbringung erlassen, sowie festgestellt, dass die Abschiebung nach Polen zulässig sei.

In der Rechtsmittelbelehrung des angefochten Bescheides wurde ausgeführt, dass eine Beschwerde binnen
einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung des Bescheides schriftlich bei der den Bescheid erlassenden
Behörde einzubringen sei.

Der Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 18.03.2017 durch persönliche Ausfolgung zugestellt.

Am 30.05.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht der Verwaltungsakt des Bundeamtes für
Fremdenwesen und Asyl mit einer mit 22.03.2017 datierten Beschwerde ein. Dem Bundesamt für
Fremdenwesen und Asyl wurde die verfahrensgegenständliche Beschwerde per E-Mail am 26.05.2017
übermittelt.

Dem rechtsfreundlichen Vertreter wurde der hg. Verspätungsvorhalt am 06.07.2017 zugestellt und erfolgte
innerhalb der eingeräumten zweiwöchigen Frist eine Stellungnahme, in der im Wesentlichen ausgeführt
wurde, dass die Beschwerde bereits am 22.03.2017 per Fax - allerdings versehentlich an eine falsche
Faxnummer - versendet worden sei. Es würde somit ein minimaler Grad an Verschulden vorliegen, zumal der
Sendeberich auf "OK" lautete.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der im Verfahrensgang dargestellte Sachverhalt wird festgestellt und der Entscheidung zu Grunde gelegt.

2. Beweiswürdigung:

Die Feststellungen erbeben sich aus dem unbedenklichen Inhalt des Verfahrensaktes.

3. Rechtliche Beurteilung:
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I.) Zur Zurückweisung der Beschwerderömisch eins.) Zur Zurückweisung der Beschwerde

Die maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen lauten:

BFA-VG

§ 16. (1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid des Bundesamtes beträgt in den
Fällen des § 3 Abs. 2 Z 2, 4 und 7 zwei Wochen, sofern nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch in den
Fällen des § 3 Abs. 2 Z 1, sofern die Entscheidung mit der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme
verbunden ist. § 7 Abs. 4 erster Satz Bundesgesetz über das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013 ist, sofern es sich bei dem Fremden im
Zeitpunkt der Bescheiderlassung nicht um einen unbegleiteten Minderjährigen handelt, diesfalls nicht
anwendbar.Paragraph 16, (1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid des
Bundesamtes beträgt in den Fällen des Paragraph 3, Absatz 2, Ziffer 2, 4 und 7 zwei Wochen, sofern nichts
anderes bestimmt ist. Dies gilt auch in den Fällen des Paragraph 3, Absatz 2, Ziffer eins,, sofern die
Entscheidung mit der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme verbunden ist. Paragraph 7, Absatz
4, erster Satz Bundesgesetz über das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, ist, sofern es
sich bei dem Fremden im Zeitpunkt der Bescheiderlassung nicht um einen unbegleiteten Minderjährigen
handelt, diesfalls nicht anwendbar.

Der am XXXX gestellte Antrag wurde mit dem am 18.03.2017 zugestellten Bescheid gemäß § 5 Abs. 1 AsylG
als unzulässig zurückgewiesen. Die zweiwöchige Beschwerdefrist, auf welche im Bescheid zutreffend
hingewiesen wurde, endete mit Ablauf des 03.04.2017.Der am römisch 40 gestellte Antrag wurde mit dem
am 18.03.2017 zugestellten Bescheid gemäß Paragraph 5, Absatz eins, AsylG als unzulässig zurückgewiesen.
Die zweiwöchige Beschwerdefrist, auf welche im Bescheid zutreffend hingewiesen wurde, endete mit Ablauf
des 03.04.2017.

Hinsichtlich der am 22.03.2017 per Telefax versendeten Beschwerde ist anzumerken, dass der Verlust von
Telefaxeingaben den Absender trifft (vgl. Vwgh vom 30.03.2004, 2003/06/0043). Aufgrund der Tatsache, dass
der Beschwerdeführervertreter, wie er selbst einräumt, die Beschwerde an eine unrichtige Empfangsstelle
übermittelte, steht fest, dass die (Erste)Beschwerde am 22.03.2017 nie in eine dem Bundesamt für
Fremdenwesen und Asyl zurechenbare Sphäre gelangte und somit als verloren Telefaxeingabe zu betrachten
ist.Hinsichtlich der am 22.03.2017 per Telefax versendeten Beschwerde ist anzumerken, dass der Verlust von
Telefaxeingaben den Absender trifft vergleiche Vwgh vom 30.03.2004, 2003/06/0043). Aufgrund der
Tatsache, dass der Beschwerdeführervertreter, wie er selbst einräumt, die Beschwerde an eine unrichtige
Empfangsstelle übermittelte, steht fest, dass die (Erste)Beschwerde am 22.03.2017 nie in eine dem
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zurechenbare Sphäre gelangte und somit als verloren
Telefaxeingabe zu betrachten ist.

Innerhalb offener Beschwerdefrist wurde somit keine Beschwerde erhoben. Die erstmals am 26.05.2017
eingebrachte verfahrensgegenständliche Beschwerde erweist sich als verspätet.

Es ist somit spruchgemäß zu entscheiden.

II. Zur Unzulässigkeit der Revisionrömisch zwei. Zur Unzulässigkeit der Revision

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu
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lösenden Rechtsfrage vor. Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.
Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich insbesondere auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte bzw.
auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.
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